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berg, 1973 Vorschläge tür eın erweıtertes Jugendhilferecht,vorschlag enthält auch die Beibehaltung der Aufgaben-

stellung un: Zusammensetzung des Jugendhilfeausschus- Denkschrift der Arbeiterwohlfahrt, „Probleme un!: Vereinheitlichung
VvVon Jugendwohlfahrtsgesetz un! Jugendgerichtsgesetz, Auflage,ses, der siıch — WIı1e die 1m Zusammenhang miıt dem Drıitten Bonn 1970 Denkschrift der Arbeiterwohlfahrt o) Ein-

Jugendbericht ® durchgeführten Untersuchungen ergeben zelthesen einem Jugendhilferecht, hrsg. VO: Deutschen Ver-
eın für öftentl]. prıvate Fürsorge, Franktfurt 1972 Leitsätze tür eınhaben in der Prazxıs bewährt hat Es 1St erwarten, CcCues Jugendhilferecht, 1n „Mitteilungen der Arbeitsgemeinschaft fürdaß gerade 1m Bezug aut diese Jugend- un: gesellschafts- Jugendhilfe“, Bonn, Nr. 60/1970 Anmerkungen der Bundesarbeits-

politischen Kernpunkte des Diskussionsentwurfs auch be1 gemeınschaft der treien Wohlfahrtspflege einem Jugend-
der parlamentarischen Behandlung eınes Gesetzes hilfegesetz, Bonn, 1972, abgedruckt ın „Carıtas-Korrespondenz“,

Heft 5/1972 4 Käte Strobel, „Jugendpolitik und Jugendhilfe 1nharte Kontroversen autbrechen werden. Hubertus unge der BRD“*, Bulletin 9/1972 D ntwort der Bundesregierung
auf die Große Anfrage der CDU/CSU-Fraktion ZUr Sıtuation der
Jugendhiltfe 1n der Bundesrepublik Deutschland, Bundestagsdruck-

Diskussionsentwurf eines Jugendhilfegesetzes, hrsg. VO:! Bundes- sache V1/3175 rıtter Jugendbericht, hrsg. VO'! Bundesminister
mınısteriıum für Jugend, Familie und Gesundheit, Bonn - Bad Godes- tür Jugend, Familie un! Gesundheit, Bonn 1972

aubodenrecht Im Wıderstrei
Zu den Reformvorschlägen aus Kirchen, Parteien‚ Verbänden
Dıiıe Reform des Baubodenrechts steht gegenwärtig ın den einer Entfesselung der Stadt geführt. Seit 1871 hat sıch
gesellschaflspolitischen Programmen der Parteıen obenan. die Zahl der 1ın den Städten mıiıt über 100 OQ0QO Eiınwohnern
Reformvorschläge bommen auch aMXs Berufsverbänden ebenden Menschen 1n der Bundesrepubliık Un mehr als
UN Gewerkschaften. Dıe evangelische und die batholische das Dreißigfache erhöht. Aast die Hälfte der Bevölkerung
Kirche haben ım Februar dieses Jahres ZU gleichen ebt hier auf eLIwa2 Prozent der Fläche le TIrend-
Thema une gemeıinsame Denkschrifi herausgegeben, dıe extrapolationen bestätigen, daß auch 1n den nächsten
auch ın der politischen Diskussion starke Beachtung SE- Jahren ıne Entwicklung anhalten wiırd, die durch Ver-
funden hat Mıt dem hkhommenden CDU-Bundesparteitag dichtung und Mobilität gekennzeichnet 1St und siıch 1n
ım November un den Bemühungen ıne Kompromiß- weıtere Verstädterung wiırd. Es 1St nıcht NUur

[ösung iınnerhal. der Parteıen der Bonner Regierungs- der populärwissenschaftliche Teıl der Futurologen, der
Boalıtion ayırd das Thema zusätzlıche Aktualıtät Kc- VOTraussagt, dafß un die Jahrtausendwende bıs 90 Pro-

zent der Menschen urban leben werden.zuinNNEN. Der Bericht V“O  - Rüdiger Goöb gibt e1n esumee
der bisherigen Reformvorschläge. Der Autor, Ministerial- Darauf 1St auch die offizielle Polıitik ausgerichtet. Bundes-
direktor K R., ıst Mitglied der Akademie für Raum- raumordnung und Landesplanung legen die Verdichtung
ordnung, des Sachverständigenrates der Bundesregierung als räumliches Gliederungsprinzip fest. Staatlıche Förde-
für Umweltfragen und des Arbeitskreises „Kirche und rungsmittel werden zunehmend auf den Ausbau städti-
Raumordnung“ beim Kommuissarıat der deutschen Bı- scher Schwerpunkte konzentriert. Der Bericht über dıe
schöfe. Raumordnung der Bundesregierung afßt dies ebenso C1 -

kennen w 1e€e der Städtebaubericht, die Entwicklung der
Die zunehmende Auseinandersetzung dıe Ort- Rahmenpläne ZUur Verwirklichung der Gemeinschaftsautf-
entwicklung unNnserer Bodenordnung erhält ihre richtige gabe für die regionale Wırtschaftspolitik un die Landes-
Dımension VOT dem Hıntergrund der wachsenden Ver- entwicklungsprogramme der Länder.
städterung. Seitdem WIr die Stadt als Schicksal WwI1e- Nach der Entdeckung der Stadt als Schicksal wurde ıhre
derentdeckt haben, lıegt S$1e 1mM Zwielicht. Es 1St mehr als Unwirtlichkeit stärker empfunden. Lebensstandard und
Kulturkritik, wenn heute VO  3 eiıner Kcica der Stadt DCc- Lebensqualität 1n der Stadt sınd nıcht SYNONYIN., Im (GJe-
sprochen wird, die ihre Eıgnung als menschlicher Lebens- genteil: MIt der Steigerung der Wirkungskraft moderner
aum 1ın rage stellt. So wird der Ruft nach Rettung der Technik und dem Wachstum der städtischen Ballungs-
Städte immer stärker: das zunehmende öftentliche Pro- raume geht eine Schädigung der natürlıchen Lebensgrund-
blembewußtsein chaflt einen Zwang polıtischer Aktion. lagen einher, dıe fast die Schwelle menschlicher Be-

strebungen ZUr Selbstvernichtung heranreıcht. D)as Wohl-
ergehen, das eigentlıch der hauptsächliche Gewıinn AUuU>S

dem technıschen Fortschritt seın sollte, nımmt ab DıeStadtkrise un Bodenordnung
ymptome: Lärm, Luftverschmutzung, Wasserverunrein1-

Dıiıe 1mM Kohle-Dampf-Industriesystem entstandene Ag- gUung, Bedrohung der Vitalsituation. Der Verkehr erstickt,
gylomeratıion VO  e} Arbeitsstätten und Wohnungen hat Straßendurchbrüche die Stadt auseinander. Dıe
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Menschen flüchten 1Ns Umland. Innenstädte werden öde, kausalen Tatbestand für dıe Krise unserer Stiädte aufzu-
Stadtränder zerfließen. Stadttorm wırd 2A00 reıi autf- bauen, bleibt das Problem. Dıie disproportionale
gelöster Struktur un zerbrochener Organısatıon. Werterhöhung des Baulandes erschwert und hemmt die

städtebauliche Planung ungemeın. Irotz einer recht INan-

Unter dem Zwang politischer Aktion geschieht allzu gyelhaften Bodenpreıisstatistik aßt sıch die ständıge Ste1-
leicht, da{ß eın 5Symptom der Stadtkrise als Ursache Ver- SCIUNg der Bodenpreıise auch statıstisch nachweiısen (vgl
absolutiert wiırd. Dies geschieht Zur eıit weitgehend miıt dazu 1mM einzelnen: Werner Pohl Die Bodenfrage un

der Städtebau, 1N?! Dıie nNnNeue Ordnung, 1971, 81 ft.)der Bodenordnung. Natürlich wiıird das Bıld einer Gesell-
schaft auch auf den Boden geschrieben, und dieses Bild Baureites Land soJ] nach dieser Statistik 1962 1mM urch-

schnıtt 14,83 und 1mM ersten Vierteljahr 1969 ZI89Tzeigt 1n allen Industriestaaten dıe Züge der Landzerstö-
Iung und der Stadtkrise. Natürlich stÖöfßt sich die Ver- gekostet haben (Steigerung: 94 v. H,, Steigerung des

Lebenshaltungskostenindex: 16 H der Tarıtlöhne undwirklichung einer humanen städtebaulichen Entwicklung
auch daran, dafß der Bauboden nıcht ZUuUr rechten eıt Gehiälter: 56 V ın etwa derselben Zeıt.)
rechten ÖOrt 1n der richtigen orm und Zu rechten Preıs
nutzbar 1St ber Inan verengt doch den Ansatz einer Dabei handelt sıch durchschnittliche Angaben, die
Lösung des vielgründıgen Problems der Stadtkrise aufßer- iıne überdurchschnittliche Entwicklung ın den Brenn-
ordentlich, wenn iNan den Eindruck erwecken versucht, punkten des Baugeschehens, VOTLT allem 1n den Ballungs-
miıt der Fortentwicklung des Bodenrechts se1 das gesamte raumen, nıcht erkennen lassen. Die Stadt Nürnberg
Problemfeld der Stadtentwicklung erfaßt. Damıt wırd schätzt die Preissteigerungen in ihrem Gebiet se1it der
die Bodenordnung ZU Popanz politischer Aktion, der Währungsreform auf 300 Mılliıonen ‚Martın Tie-
davon ablenken soll, dafß INa  3 die Stadtentwicklung als IMANLN Dıie Baulandpreise und hre Entwicklung, 1ın Der
eiınen soz1alen Proze{(ß nıcht beherrscht. Noch gefährlicher Städtetag 1970, 562 L 1n München spricht In  — VO  3

wırd CD WEn INa  - in der politischen Auseinandersetzung 500 Miıllionen Il Planungsgewınn VO  —$ 27470 HS
die vieldimensionale Bodenproblematik ausschlie ßlıch als vgl Raum und Sıedlung, 1968, 130) Nach Berechnun-
einen Kampf Spekulanten deklarıert, politische SCH des Deutschen Städtetages oll VO  S 1960 bıs 1969 den
Lösungen vorzubereıten, die dann leicht EXDreM werden. Bodeneigentümern e1n Wertzuwachs Aaus Planungsgewiınn

VO  3 49,9 Miılliarden me1lst unversteuert zugeflossen
se1n, während gleichzeitig für den öffentlich geförderten
Wohnungsbau NUur 41,8 Miılliarden Ööftentliıchenigentum und Bodenrecht
Mitteln bereitgestellt werden konnten (vgl Der Stidte-
Lag, 1970 577) FEınen Aufschluß über dıe Stichhaltig-So gibt N Stimmen, die ine Überführung des Boden-

eigentums ın Gemeineigentum (Gemeindee1igentum) for- keıt dieser Zahlen gibt eın Beschlufß des Bundesverfas-
sungsgerichtes VO 11 Maı 1970 e 9 mıi1tdern. (Vgl dazu 1im einzelnen: Rüdiger Göb, Vorschläge
dem eın Fall ekannt wurde, 1n dem 31 ha BauernlandZUuUr Ordnung des Bodenmarktes, 1 * Raum und Sıedlung

1967, 91 Diese Forderung findet sıch nıcht 1Ur mi1t einem Einheitswert VO:  ; 28 400 schon 1958 tür
Miıllıon verkauft wurden.den drei noch unerfüllten Programmpunkten des KOommu-

nıstıschen Manıiıtestes VO  a 1848 Alexander Mitscherlich
meıint 1n seinen „Thesen Z Stadt der Zukunft“ Dıiese Bodenpreisentwicklung 1St ıne der Ursachen tür

(Suhrkamp-Taschenbuch IO 1971 138), wenn die SO- eın außerordentliches Mißverhältnis zwıschen Angebot
zialısıerung städtischen rund und Bodens Fortschritte und Nachfrage bei Bauland. Dadurch wırd der Woh-
machen würde, dann würde damıt auch das entscheidende nungsbau verteuert und ıne Eıgentumsstreuung

Grund und Boden verhindert. Die Gemeinden könnenemmnıI1s progressıver Stadtplanung entfallen. Ahnlıch
außerte siıch der damalige Münchener Oberbürgermeıster die notwendiıgen Infrastruktureinrichtungen nıcht AUS-

Hans Jochen Vogel (in Raum und Sıiedlung, 1968, reichend und rechtzeıit1g erstellen ;° die hohen Bodenpreıise
130) Dıie Jungsozialısten torderten aut einer kommu- bewirken ıne übermäfßıige Nutzung des Bodens 1n den

nalpolitischen Arbeitskonferenz (am 24./25. Aprıl 1971 Städten, verdrängen die wenıger rentable Wohnungs-
1n Mannheim), in den Verdichtungsgebieten se1 der Boden NUutzZuUung.
in das Eıgentum der Gemeinde bringen. Die Preissteigerungen entstehen 1aber nıcht 1Ur durch ıne

überhöhte, regional und lokal konzentrierte Nachfrage,
Welche politische rısanz hınter solchen Forderungen sondern auch deswegen, weıl viele Gemeıinden nıcht AUS-

reichend Bauland auswelsen können oder wollen. Dersteht, zeıgen die Zahlen über den Grundbesitz: Pro-
zent der Haushalte 1n der Bundesrepublik haben Grund- Grundeigentümer erhält durch diese Sıtuation ıne IMNONO-

besitz. Es zibt 755 Millionen Haus- un: Grundeigentümer; polartıge Stellung, dıe ıhm ermöglıcht, exXxtrem hohe
Von diesen besitzen 94 Prozent 1Ur eın Haus (vgl Deut- Preise durchsetzen können. Er kann dadurch Wert-

steiıgerungen realısıeren, die durch öffentliche Maßnahmensche Wohnungswirtschaft Z 141) So talsch auch
ISt, die Bodenordnung als gesellschaftspolitischen INONO- (Planung, Infrastruktur) erst entstanden sind.
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konkreter Maßnahmen nahezu ausschließlich beachtertDiese weniıgen Beispiele zeıgen, dafß sıch hier eın Prozefß

abspielt, der die Individualfunktion des Eıgentums wurde. Als Ma(stäbe ZUuUr Bewertung der Bodenordnung
Lasten der Sozzalfunktion stark betont un! gerade werden die Kriterijen der Dıiıstanz, Relativität und Teıil-
dadurch auf die Dauer das Eıgentum selbst 1n rage stellt. habe dem allen Menschen gegebenen Gut des Bodens
Das Grundgesetz gewährleistet das Eıgentum, und der aufgestellt.
Rechtsstaat, ın dem WIr nach dem Grundgesetz leben, Zur Distanz ZU Eıgentum meınt das Memorandum,
gewährleistet wıederum, da{ß diese Gewährleistung g- Eıgentum könne keinen Letztwert haben, kein Selbst-
sichert 1St. Dieser Rechtsstaat reilich hat bei uns einen zweck se1in. Diese Dıiıstanz ZU Eıgentum solle nıcht 1Ur

solchen rad Vollkommenheit erlangt, daß die An- das Verhältnis ZU persönlıchen Eıgentum, sondern auch
Passung der Entwicklung gesellschaftlıche Abläufe das Verhältnis ZULE gesellschaftlichen Eigentumsordnung

1n uUunNnseITeIMM Beispiel be1i der Stadtplanung allzu bestimmen.
leicht behindert wird. Die dadurch entstehende Kritik Das Kriteriıum der Relativität des Eıgentums bedeutet,

Rechtsstaat ISt talsch, einselt1g und gefährlich. Sıe dafß der Mensch als Eıgentümer Treuhänder über 1NVer-

kann W as den Bodenmarkt anbelangt auch 1Ur des- Tauten Besıitz ISt. Eigentumsstrukturen sınd danach 1M-
n entstehen, weıl Art Abs nıcht genügend INCI geschichtliche Entscheidungen un! Problemlösungen
ın die gesellschaftliche Wıirklichkeit umgesetzt wurde, der Gesellschaft, die in posıtıvem echt iıhren Nıeder-
nach dem Eıgentum verpflichtet und se1n Gebrauch —- schlag gefunden haben Sıe gelten gewi1ssen soz1ı1alen
gleich dem Wohle der Allgemeinheit dienen soll Man Umständen un tragen sSOmMIt ihre Rechtfertigung nıcht 1n
mu{ßte also sehen, daflß der Rechtsstaat, weıl tormalısıer- sıch selbst.
bar, VO Verfassungsgesetzgeber 1mM Grundgesetz selbst Die Teilhabe verlangt keineswegs eın unbeschränktes
ausgeformt wurde, während die Sozıalstaatlichkeit dem Eıgentum Grund und Boden, sondern geht davon AUS,
Gesetzgeber als Auftrag VO  - der Verfassung aufgegeben daß alle Menschen als Folge des Liebesgebotes den
wiırd. Es annn also nıcht darum gehen, den Rechtsstaat Guütern der Welr teilhaben. Die Teilhabe stellt also gerade
einzuschränken, sondern die Sozialverpflichtung des SCn ıhrer Herkunft AZUS dem Liebesgebot die soz1ıale
Eıgentums definieren und verwirklichen. Im Bındung un: Verpflichtung des Eıgentums 1ın den Vorder-
Grunde geht der Streit über dıie Vorschläge AT Reform grund.
des Bodenrechts also VOTL allem darum, 1eweıt gerade Diese theologischen rwagungen werden dann in der
das Grundeigentum besonderer Sozialbindung unterliegt. Denkschrift der Kırchen miı1t den soz1alethischen Wert-

entscheidungen der Verfassung verglichen. Ergebnis: „Das
Verfassungsgebot des demokratischen un soz1alen Rechts-
STAaAts stellt die Aufgabe, den Bedingungen der In-Das Memorandum der Kirchen
dustriegesellschaft ıne Synthese zwıschen Freiheit und

In diese Auseinandersetzung hineın haben die Kırchen sozıaler Gerechtigkeit finden, das heißt, die Gesell-
schaftsordnung gestalten, da{fß S1e dem einzelnenıhr Memorandum gestellt, das sıch mi1t der „sozialen Ord-

Nuns des Baubodenrechts“ befaßt un!: VO  ; der Kammer eiınen unantastbaren Kernbereich bei der Lebensgestaltung
gewährleistet und zugleich die indıividuelle Freiheit intür soz1iale Ordnung der Evangelıschen Kirche un dem

Arbeitskreis „Kırche und Raumordnung“ der katho- das Gebot der partnerschaftlichen Solidarıtät einbindet“
lıschen Kıiırche erarbeitet un VO  > Kardınal Döpfner und ® 23) Konkrete Folgerungen AUS diesen Überlegungen

sınd VOL allem, daß das für dıe Eigentumsordnung cha-Landesbischof Dietzfelbinger 1m Frühjahr 1973 der
Oftentlichkeit übergeben wurde (Gütersloher Verlagshaus rakteristische Spannungsverhältnis 7zwischen den Inter-

des einzelnen und den Belangen der Allgemeinheıiterd Mohn, Paulinus-Verlag Trier, Das besondere
Verdienst dieser Denkschrift liegt nıcht sehr darın, 1m Konfliktsfall regeln 1St, daß dem Wohl der All-

gemeinheıit der Vorrang gebührt. der „Im Bodenrechteinen Maßnahmenkatalog für ıne Verbesserung des Bo-
denrechts vorzustellen. Sıe zeichnet sıch vielmehr dadurch bedeutet das, dafß ıne gesetzliche Regelung ungerecht-
AUS, da{fß s1e klarmacht, w1e sehr das Beharrungsvermögen fertigte Steigerungen des Verkehrswertes bei Entschädi-

SguNscCch außer Betracht lassen könnte“ (S 25)tradierter Ordnungen der Dynamık gesellschaftlichen
Wandels entgegenstehen kannn und w1e dringlich die Not-
wendigkeit 1St, das Spannungsverhältnis zwiıschen Indıvı-
dualfunktion des Eıgentums und der Sozıalbindung auf- aßnahmen zur Ordnung des
7zulösen. Dabei erhalten die Systemveränderer durch SOo- bodenmarktes
zıalısıerung (oder Kommunalıisierung) freilıch ıne klare
Absage. Die kirchliche Denkschrift hat siıcherlich erstarrte Fronten

1n der fachlichen un: politischen Auseinandersetzung 1n
So stellt denn auch die Abwägung der sozialethischen ( e- erneute ewegung gebracht. Freilich mu{fß mMan sehen, dafß
siıchtspunkte den eigentlichen Kern der kirchlichen enk- hier VOTL allem der Maßnahmenkatalog eachtet wird, miıt
schrift dar, wenngleich in der Oftentlichkeit der Katalog dem die Vertasser des Memorandums ıne Art Modell
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ZUr politischen Verwirklichung ihrer soz1ialethischen Vor- Bundestag vertreten sınd abgelehnt werden Zur eit
stellungen vorgelegt haben befaßrt sıch ine SPD Kommiıissıon damıt die Möglıch-
Dıieses Modell geht davon AuUS, daß iNe Lösung des Bau- keiten Konkretisierung dıeser eigentumsrechtlichen
bodenproblems SCn des multikausalen Sachverhaltes Vorstellungen prüfen und die Grenzen auszuloten, die
auch 1Ur durch Cin zusammenwirkendes Maßnahmen- die Verfassung Bleiben die politischen Kräftever-
bündel also multifunktional möglıch 1ST Daß auch der hältnisse der Gegenwart grundsätzlıch unverändert, be-
Bodenmarkt VO  — den Rahmenbedingungen des allgemei- steht jedoch kaum ine Realisierungschance Dies gilt } \
NnenNn marktwirtschaftlichen Geschehens abhängig 1ST denfalls für dıe laufende Legislaturperiode Vor allem die
der Hınvweıs auf dıe notwendiıge Verbesserung der eld- CD  n lehnt jede Monopolisierung des Grundeigentumswertstabilität Denn natürlıch tührt auch die tortschrei- strikt aAb und stellt iıhre Vorschläge ZUr Ordnung des Bau-
tende Geldentwertung preissteigernden Nach- bodenmarktes das ordnungspolitische Leitziel
frage aut dem Grundstücksmarkt Erweıterung der Zugangschancen ZU Bodeneigentum
Im tolgenden sollen 1U  ; die einzelnen Ma{fifnahmen kate- tür breite Schichten der Bevölkerung
gorisch dargestellt und aut ıhre Realisierungsmöglichkeit
hın untersucht werden

2 Planungsrechtliche Maßnahmen

Eigentumsrechtliche Maßnahmen Sowohl der Kirchendenkschrift als auch beı den Vor-
schlägen der Parteıen finden sıch CIN1SC Vorschläge, die

In der Kirchendenkschrift heißt „Bestrebungen, den ine Verbesserung des Planungsinstrumentariums be-
Baubodenmarkt reformieren, serfzen keine Verfassungs- zwecken In der Kirchendenkschrift heißt dazu Die
änderung OTAaus un: sınd MI der verfassungsrechtlich Bauleitplanung dient erster Linıe dazu, 1nNe Bebauung
garantıerten Eıgentumsordnung und dem Instrumenta- sıcherzustellen, die Berücksichtigung der Zielvor-
1uUm unserer Wırtschaftsverfassung Eınklang brin- stellungen für die Raumordnung tunktionsgerechten
gCcn S 26) Von den oben Zitierten Stimmen einzelner und gegliederten Sıedlungsräumen führt S1e hat jedoch
polıtischer Gruppen und einzelner Personen abgesehen, unmittelbare Auswirkungen auch auf die Bodenordnung
o1bt auch politischen Raum NUur Bereıch der SPD und den Bodenmarkt urch ine Zug1ige Bauleitplanung
Vorstellungen und Bestrebungen, den bestehenden ıgen- und Erschließung 1ST möglıch das Angebot Bauland

vermehren und dadurch den Bodenmarkt funktions-tumsbegriff erändern So hat ine SPD Kommıissıon
Vorschläge ZUuUr Reform der Bodenordnung vorgelegt die tähiger machen“ (S 27) In diıesem Bereich ergeben
mıiıttlerweile VO: SPD Bundesvorstand gebilligt und auf sıch VOT allem WEl Notwendigkeıten einmal soll der
dem Parteitag Aprıl behandelt worden sind Hıer fin- Bodenmarkt auch dadurch eNTtIzZzerrt werden, da{fß das An-
den sıch auch eigentumsrechtliche Überlegungen, dıie ine gebot erhöht wırd daß also die Gemeıinden verpflichtet
Trennung des Grundeijgentums „ Verfügungs- und werden, Bauland dort aufzuschließen, nach den
Nutzungseigentum ZU Ziele haben Danach soll das übergemeindlichen Vorstellungen der Raumordnung Zur

Verfügungseigentum Boden Zonen raschen Wandels, Verfügung stehen sollte Die ungelösten Schwierigkeiten
VOr allem den Entwicklungsgebieten VO  _ Ballungs- liegen hier darın, da{ noch keıin polıtisch gangbarer Weg
nen oder stadtnahen Erholungsflächen, der kommuna- sıchtbar 1ST WIe Man die einzelne Gemeinde ZWINSCH 111
len Selbstverwaltungskörperschaft zustehen In diesen iıhrer Planungspflicht nachzukommen Zum anderen 1ST
Zonen sollen Gebäude nıcht mehr wesentliche Bestandteıile die Fiınanzıerungsfrage edenken da dıe Aufschlie-
des Grundstücks, sondern kraft des dem Grundstück Bung VO:  - Bauland VO  s der Gemeinde weıtgehend g-
bestehenden Nutzungsrechtes selbständig eigentumsfähig tragen werden MU: Hıer z1bt aber Ansatzmöglıch-
SeInN Beı der Vergebung des Nutzungsrechts durch dıe Ge- keıten Zusammenhang INIT den abgabenrechtlichen
meınde soll die Art der Nutzung, die Ööhe des Nutzungs- Vorschlägen vgl Zıft unten)
entgeltes und die Dauer des Nutzungse1igentums bestimmt
werden (vgl dazu einzelnen Vorschläge ZUr Reform Zum anderen soll das vorhandene Planungsinstrumen-
der Bodenordnung, Materialien ZU Parteıiıtag der SPD tarıum der Gemeinden verbessert und ıhnen die Möglıch-
Vo 28 11 bıs 12 1972 Hannover, 37 ff.) keit gegeben werden, stärker als bisher dıe Nutzungs-

möglıchkeiten für dıe einzelnen Grundstücke den Be-
Es S1bt ine Fülle VO  $ Einwendungen diese Ver- bauungsplänen AU:  en un dıfterenzieren Hıer
änderung des Eigentumsbegriffes die iıhre praktische Wır- 71Dt politischen Raum keıine wesentlıchen Dıver-
kung und verfassungsrechtliche Zulässigkeit betreften CNZEN Derartige Regelungen werden sıch No-
vgl dazu einzelnen Rüdiger Göb Stadtentwicklung vellıierung des Bundesbaugesetzes niıederschlagen die ZUr
un: Bodenrecht Kommunalpolitische Blätter, 1973 eıt VO  3 der Bundesregierung vorbereitet wırd Man

229 f Sıe haben dazu geführt dafß diese Vorstellun- annn davon ausgehen, daß dieser Problembereich noch
SCH VO:  } den beiden anderen polıtischen Parteıen, die der laufenden Legislaturperiode geregelt wırd
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Praxıs als 1mM Verfahren schwertfällig erwıesen hat,Verbesserung der Instrumente Verwirk-

lıchung der stadtebaulichen Planung geht hier VOr allem ıne Verbesserung dieses Ver-
fahrens, die 1m Grunde allgemeın bejaht wiıird (z ren-

Hıer geht darum, den Gemeıinden durch eın eNTL- NunNngs des Enteignungs- VO Entschädigungsverfahren,
Verkürzung der prozessualen Fristen uSW.). Wesentlichersprechendes städtebauliches Instrumentarıum ıne plan-

gerechte Verwirklichung der Stadtentwicklung ermOg£g- Streitpunkt 1St reilich die Entschädigungsregelung, dıe
nıcht NUur zwischen den gesellschaftlichen Gruppen 1m VOTL-lichen Das Instrumentarıum des Bundesbaugesetzes 1St

dazu nıcht mehr ausreichend. Diese Feststellung sollte parlamentarıschen Raum, sondern auch zwıschen den Par-
telen harten Diskussionen führen wırd. In der Kirchen-reilıch nıcht darüber hinwegtäuschen, dafß manche städte-
denkschrift wırd darauf verwıesen, da{ß ıne gyesetzlıchebauliche Fehlentwicklung der verganschNCcN Jahre nıcht
Regelung ungerechtfertigte Steigerungen des Verkehrs-darauf zurückzuführen ISt, daß das Bundesbaugesetz
wertes be1 Entschädigungen außer Betracht lassen könntenıcht ausreichend SCWESCIL ware, sondern darauf, dafß Man

Die FDP verlangt ıne Entschädigung in öhenıcht angewandt hat Auch die besten Instrumente
des Verkehrswertes (Freiburger Thesen der FDP ZUT: Ge-können den politischen Wıllen nıcht

In diesem Bereich hat 1U das Städtebauförderungsgesetz, sellschaftspolitik, 190 hrsg. VO Bundesvorstand der
FDP, 26), dıie SPD 111 planungsbedingte Werterhöhun-das nach langen Auseinandersetzungen 1. August 1971

1n raft 1st n bahnbrechend BC- SCn VO der Entschädigung ausschließen *( Vorschläge ZUT

Bodenordnung, 2 dıe CDU hat sıch dazu noch nıchtwirkt. SO 1St der Wiıiderstand ıne UÜbernahme VO  ;

Bau- und Abbruchgeboten, Modernisıierungs- und Erhal- eindeutıg festgelegt. Dıie Haltung dieser Parte1ı oll auf
dem Parteitag 1mM November bestimmt werden. Eın VONtungsvorschriften 1n das allgemeıne Bau- oder ggf auch
eiıner Kommissıon erarbeitetes Vorschlagspapier sieht VOT,Mietrecht heute wesentlıch geringer als trüher. Natürlıch

findet sıch nach Ww1e VOT ine unterschiedliche Betrachtung dıe Entschädigung auf einen Rıchtwert begrenzen, der
aber dem Verkehrswert entspricht (vgl. Vorschläge ftür einder einzelnen Instrumente beispielsweiıse durch den Miıe-

terbund und den Hauseigentümerverband. ber der all- soz1ales Baubodenrecht, UiD-Dokumentatıion 1973, Heft
Z 18) Der 1mM Bundesbauministerium vorbereıtetegemeıne Konsensus über dıe Notwendigkeıt dieser Instru-

men 1St größer, breıter geworden. Entwurftf einer Novelle Zzu Bundesbaugesetz 111 dıe
Regelung des Städtebauförderungsgesetzes weitgehenduch 1er wırd dıe Novellierung des Bundesbaugesetzes

den Anlafß DA Beratung diıeser Instrumente geben. Dabei übernehmen, also planungsbedingte Werterhöhungen eNnNt-

sprechend den Vorstellungen der SPD-Kommuissıon welit-wırd sıch dıe politische Auseinandersetzung, dıe sıch schon
bei den Beratungen zwıschen den Koalıtionspartnern der gehend ausschließen.

Bundesregierung abzeichnet, nıcht sehr auf dıe Not-
wendigkeıt der Instrumente 1m einzelnen, sondern auf ıne Üıhnliche Problematik stellt sıch beim gemeindlichen
ıhre detaillierte gesetzliıche Ausprägung beziehen. S50 siıcher Vorkaufsrecht. lle dreı Parteıen sprechen sich für ıne

notwendig 1St, ıne breite Streuung des Grundeıigen- sachliche, zeıtlıche un räumliche Verbesserung dıeses In-

LUums iın den Stidten erhalten oder erweıtern, trumentes au Streıt esteht über diıe rage der Preıis-
lımıtierung bei der Geltendmachung des Vorkaufsrechtessıcher 1St 11LUTr möglıch, dıeses Ziel mıiıt dem eiıner der

Gemeinschaft 1ienenden integrierten Stadtentwicklung durch die Gemeinde. Während die Freiburger Thesen der
FDP dazu nıcht Stellung nehmen, sehen dıe Vorschlägevereinen, wenn der einzelne Eıgentümer nıcht darauf be-

steht, MIt seiınem Grund und Boden machen können, der SPD und auch der CDU-Kommissıon konsequent
dieselbe Regelung VOTL Ww1e be] der Enteignungsentschädi-W as ll Freilich können derartıge Instrumente schnell

konfiskatorisch wirken, WE S$1e allzu art angesetzt Sun$s.
werden können und nıcht soz1al abgesichert sind. In die-
NS Richtung weiıtreichende Vorstellungen dürften aber Es ISt 1M Augenblick ungewi1(, welche Rıchtung sıch beı
bei der Novellierung des Bundesbaugesetzes sowohl VO der Beratung dıeser rage 1mM Bundestag durchsetzen wird.
den Regierungsmitgliedern der FDP als auch 1n der Pali- Dabeı MU: ma  — auch sehen, dafß die Entschädigungs-
lamentarischen Beratung VO' der Opposıtion abgewehrt regelung und die Preislimitierung 1mM Zusammenhang
werden. In diesem Problemfteld wiırd me1list auch dıe rage stehen mMiıt den abgabenrechtlichen Regelungen.
der weıteren Ausgestaltung des gemeindlichen Vorkaufs-
rechtes behandelt. Doch gehört dıies systematisch eher ın

Abgabenrechtliche Regelungenden Bereich der Enteignung.

Hıerzu gzibt ıne übergroße Zahl VO  - Vorschlägen in
Bodenrechtliche Vorschläge der Finanzwissenschaft, der Fachdiskussion und 1n der

politischen Auseinandersetzung. Soweıt s1e politisch rele-
Hıer sind VOT allem dıe Enteignung und das gemeindlıche Vanct sınd, lassen S1C sıch auf verschiedene Modelle zurück-
Vorkaufsrecht ennen Da die Enteignung sıch 1n der führen:
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a) Besteuerung des Wertzuwachses üuüber die Einkommen- Dıie Aktualıisierung der Grundsteuer 1St z minde-
steuer, und ZWaar sowohl der Veräußerungsgewinne sten teilweise durch das Grundsteuerreformgesetz 1m
als auch des nıchtrealisierten Wertzuwachses (FDP, Maı 1973 bereits beschlossen. Die Anwendung der
Freiburger Thesen, 27) Diıesem Modell stehen VOTL Einheitswerte 1964 auf dıie Grundsteuer ab 1974

wıird bei den nichtland- oder -forstwirtschaftlichenallem die Bedenken entgegen, daß die Versteuerung
VO Veräußerungsgewinnen über die Einkommen- Grundstücken ıne jährlıche Mehrbelastung VO'  —$

steuer mobilitätshemmend wirken mu{ un: daß die 750 Miıllionen ausmachen. Die einzelnen Grund-
Versteuerung nichtrealisierter Vermögenszuwächse 1m stücksarten werden dabei sehr unterschiedlich betrof-

ten (vgl dazu 1mM einzelnen: Bernhard Ostendorf inRahmen der Einkommensteuer steuersystematische
Probleme aufwirft. Kommunale Steuerzeıitschrift, 1973, 105 Am

meıisten wırd diese Mehrbelastung auf unbebautePlanungswertausgleich un Bodenwertzuwachssteuer
(SPD-Vorschläge, Materialien 21, 24) Es soll die Grundstücke durchschlagen. Hıer beträgt die  Steige-
planungsbedingte Werterhöhung 1n einem bestimmten SCIuNg des FEinheitswertes das bıs Achrttfache We1i-
Rahmen durch ıne Zahlung eines Ausgleichsbetrages tere Belastungen des Grundbesitzes allgemeın Au

abgeschöpft werden. iıne derartiıge Regelung wurde bodenpolıtischen Gründen können leicht konfiska-
schon bei der Beratung des Bundesbaugesetzes, das torıschen Wırkungen führen, weıl INAan dann auch die
1960 verabschiedet wurde, empfohlen, scheıiterte aber Vielzahl der Grundstücke treften mufß, die keine —-

sentliche Wertsteigerung haben, ıne höhere Grund-schließlıch, weiıl die technischen Fragen nıcht gelöst
werden konnten un weil das Bundesverfassungs- steuer also AuSs der Substanz zahlen müßten.

Fortentwicklung der Grundsteuer ZUuYT Grundwert-gericht eine Kompetenz des Bundes verneıint hatte.
Dıieses zweıte emmnis esteht heute nıcht mehr. Da- sieuer un Einführung einer Planwertabgabe ( Vor-

schlag der CDU-Bodenkommiuission, U1iD-Dokumenta-siınd die technischen Fragen einer Bewertung
und Erhebung des Planungswertausgleiches nach wıe t10N 16)
VOr nıcht zufriedenstellend gelöst. Das 1 Städtebau- Um diese Wırkung vermeıden, schlägt dıie CDU-

förderungsgesetz vorgesehene Verfahren Zur Er- Bodenkommissıon VOT, die Grundsteuer einer

hebung VO  _ Ausgleichsbeträgen 1St bis Zu heutigen Grundwertsteuer weiterzuentwickeln, bei der Sub-
Stanzwert un Wertsteigerung gesondert besteuertTage kaum praktikabel. Der Entwurt einer Novelle

ZzUuU Bundesbaugesetz sieht diese Regelung WAar VOTL. werden. Der Substanzwert 1St der zeitnah festgestellte
Einheitswert, der Wertzuwachs ergibt sich AUuUS derSıe wird aber ZUE eıt VO  - den Regierungsmitgliedern

der nıcht gebilligt. Dıie Opposition hat sıch noch Difterenz dieser Einheitswerte, die in regelmäfßıigen
Abschnıitten ermuittelt werden sollen. Auf den Sub-nıcht entschieden. Sıe äßt ZWAar erkennen, daß ein

Ausgleich notwendig 1St. YSt der Hamburger Parte1i- STANZWEeEertTt soll dann eın nıedriger, aut den Wert-
zuwachs eın höherer, progressiver Steuersatz antag 1im November wird aber darüber Klarheit brıin-

SCN, in welcher Orm dieser Ausgleich erfolgen soll wandt werden. Eıgengenutzte Eigenheime und 1gen-
Infrastrukturbeitrag oder tumswohnungen sollen AausgeNOMMCN, soz1ıale Tat-(Planungswertausgleich, bestände durch Freigrenzen un: Freibeträge berück-Planwertabgabe). Fuür die BOdCTZ'(IJ€TÜZ„'(Z)&ZC;)SS£EMET

gelten ebenfalls VOr allem technische Bedenken. Sıe sichtigt werden. Im Rahmen der Grundwertsteuer oll
iıne pauschalierte Planwertabgabe erhoben werden,wırd VO  ; der Opposıtion eindeutig abgelehnt. In einer

SPD-Kommission sollen Vorarbeiten ZUSF Einführung bei der Umwidmung auftretende Wertsprunge
erfassen. Dıiıe Abgabe soll bei der Zahlung der Grund-dieser Steuer geleistet werden. Sie wird aber kaum

noch 1n dieser Legislaturperiode die praktische parla- wertsteuer berücksichtigt werden. Ob diese Lösung
autf dem Parteitag der CDU 1m November akzeptiertmentarische Arbeit bestimmen können.

C) Planungswertausgleich UN: Aktualisierung der Grund- werden wırd, ist sehr ungewiß, die parteınterne Dıis-
kussion darüber 1St noch often. Freilich würde S1€e ıne

sieuer durch zeitnahe Feststellung der Einheitswerte
(Z Kirchendenkschrift, Bauernverband). Verbesserung des Verfahrens be1 der Feststellung der

Einheitswerte VOraussetzen, die VOr 1975 nıcht erreichtAls Planungswertausgleich gibt hier einıge Modell-
seın kann, daß celbst für den Fall eines Z eıtvarıanten. Neben der Erhebung VO  _ Ausgleichsbeträ- kaum erwartenden politischen Konsensus aller

SCNH wırd die Einführung eines Infrastrukturbeitrages Parteıen tür diese Lösung in der laufenden Legislatur-vorgeschlagen oder auch die Erweiıterung des Erschlie-
periode mMit einer weıteren Änderung des Grundsteuer-Bungsbeitragsrechtes. lle diese Vorschläge treften auf
rechts nıcht rechnen ISTt.technische Schwierigkeıiten. Sıe mussen sıch auch mit

der rage auseinandersetzen, ob verfassungskon-
form 1st, bei der Umwidmung Bauland Planungs- Sucht INan UU  — nach einer gemeinsamen Basıs dieser Mo-

gewıinne abzuschöpfen, spatere Planungsgewinne (z delle, dann kann INan erkennen, da{ß nahezu alle relevan-
höhere Ausnutzbarkeıt, Verbesserung der Infrastruk- ten un organısierten gesellschaftlichen Gruppen ebenso
tur) aber unberücksichtigt lassen. wıe die Parteıen für eine Abschöpfung VOI planungsbe-
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dingten Wertzuwächsen eintreten. Damıt befürworten wiırd, daß 1mM Ergebnis nıchts Ernsthaftes erwartien
also alle iıne Abgabe aut eınen nıchtrealisierten Ver- sel Zumindest werde nıcht der Gesamtkatalog VO  - Ma{fß-
mögenszuwachs, auf eınen nıchtrealisierten Gewiıinn. DIie- nahmen, sondern NUur die ıne oder andere verwirklicht.
SCr Umstand wırd in der politischen Diskussion oftmals Das 1St möglıch, ware aber verhängnisvoll. ıne derar-
falsch dargestellt, weıl die Ablehnung einer Besteuerung tige kurzfristige Eıgentumsstrategie wırd nıcht 1Ur „sub-
nıchtrealisierter Gewıinne ausschließlich auf die Einkom- optimale“ Erfolge zeıtigen. Da alle Ma{fßnahmen 1n den
mensteuer bezogen wird. Freilich sınd orm un: Umtang verschiedenen Bereichen zusammenwirken müussen, würde
dieser Wertabschöpfung heftig umstrıtten, ıne Prognose der Austfall der einen oder anderen Regelung leicht be-
über den Ausgang des Streıites ZUur eıt nıcht möglıch, da wirken können, daß der Bodenmarkt eben nıcht nach-
abgewartet werden mufß, welche Lösung die Koalıtions- haltıg verbessert wird, da{(ß Mißstände sıch verlagern, die
partner der Bundesregierung ın ıhren Verhandlungen Gesamtsıtuation bleibt. Für diesen Fall weIılst die Kirchen-
über die Novelle ZuUuU Bundesbaugesetz finden werden. denkschrift rohend in die Zukunft: „Eın weıteres Yre1-

benlassen mu Verhältnissen führen, die radıkalere
Maßnahmen rechtfertigen würden“ S 38) Dıieser AppellWohin führt der Weg? richtet sıch nıcht 1Ur den Gesetzgeber, sondern auch
alle Kräfte in einer pluralistischen Gesellschaft, die eıner

Manche Beobachter der politischen Szeneriıe meınen, da{fß Anpassung der Bodenordnung die Notwendigkeıiten
die Vielzahl der wıderstreitenden Meınungen, Interessen der gesellschaftlichen Entwicklung 1im Wege stehen.
un: polıtischen Aktionen sıch gegenseılt1g neutralısiıeren Rüdiger Göb

IntervieWw

aa und Kırche
Partner, Fremde der Gegner?
Eın espräc mit Praäalat Wilhelm OSie
Für das Verhältnis VO:  > Kırche und Staat ın der Bundes- das Verhältnis VO  ; Kırche und Staat se1 in der Bundes-
republik sınd ım Augenblick und ohl auch auf längere republık nıcht umstrıtten, gebe kaum Probleme, un
Sıcht vreL Fragenkomplexe ınteressant: Welche Kräfte solche auftauchten, würden S1e VO  ; innerkirchlichen
UN: welche Ziele stehen hinter den Bestrebungen nach Gruppen tast künstlich hochgehalten. Kann INnan dıes
einer radıkalen Irennung vayıischen Kirche und Staat, 1LE nach vier Jahren soz1iallıberaler Koalıtion und nach den
S$Le sıch ursprünglich ım Kırchenpapier der Bundesdele- etzten Forderungen diesem Thema Aus der FDP noch
gzertenkonferenz der Jungdemokraten und ın milderer, ruhigen Gewi1ssens saggn?aber doch substantiell gleicher orm ın dem FDP-Diskus-
s1onspapıer niedergeschlagen haben? Wıe gestaltet sıch Woste Sıcher ann InNnan das nıcht mehr ruhigen Gewi1s-
das Verhältnis den gegenwärtigen Reg:erungsparteien®? SCMS n. Auch VOrLr dem Bekanntwerden der vierzehn
Und Was bleibt tür dıe Erfüllung des bırchlichen Auf- Thesen Aaus der FDP 1St das Verhältnis Staat—Kirche 1n

ın der Gesellschafl Staat-Kiırche-Verhältnis die Ööftentliche Diskussion geraten, und WAar einmal hın-
wesentlich, und sınd Korrekturen denkbar und $INN- sichtlich konkreter Punkte, der Kırchensteuer-Frage,
moll? Dber diese YTeL Fragenkomplexe sprachen ZOLY miıt des Religionsunterrichtes ın den Schulen, der theologischen
dem Leıter des Kommuissarıats der deutschen Bischöfe ın Fakultäten den Universitäten, ZAU anderen aber auch
Bonn, Prälat W.ilhelm Wöoste grundsätzlich durch bestimmte Gruppen (genannt sejen

hier dıe Humanistische Unıi0on und dıe Jungdemokraten),
Herr Prälat, noch VOL wenıgen Jahren konnte INa  3 die schon seıt Jahren auf ine Trennung VO  e Kirche und

VO  — Vertretern der Kirche, auch ın Ihrem Hause, hören, Staat bzw. totale Privatıisierung der Kırche hinarbeıten.


